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Güterbahntrasse: Politik soll sich positionieren

VON NADINE KLOSE

RHEIN-PFALZ-KREIS. Die Bürgerinitia-
tive (BI) David „Keine Schwerlast-
trasse durch die Vorderpfalz“ will
nicht, dass eines Tages Güterzüge über
eine neue Trasse durch die Vorder-
pfalz rollen. Hintergrund ist, dass die
Deutsche Bahn das Schienennetz zwi-
schen Mannheim und Karlsruhe aus-
bauen möchte und dafür sowohl zwei
Varianten durch die Vorderpfalz als
auch sechs Trassenmöglichkeiten
durch das Badische prüft. Für die bei-
den vorderpfälzischen Varianten
müssten Ludwigshafen und Mann-
heim untertunnelt werden, sie wür-
den dann weiter entlang der B9 bei
Neuhofen, Limburgerhof und Waldsee
verlaufen. Die Variante LR6 würde
südlich von Otterstadt durchs Binsfeld
gehen und entlang der A61 den Rhein
queren. Die Variante LR4 würde an der
B9 weiter an Speyer vorbei verlaufen
und südlich von Heiligenstein Rich-
tung Rhein schwenken. Damit die Zü-
ge den Fluss queren können, müssten
Mechtersheim und erneut der Rhein
untertunnelt werden. Die BI kritisiert
diese Idee und führt die Kosten, den
Naturschutz, den hohen Landschafts-
verbrauch, die Gesundheitsbelastung
sowie den Lärm an. Sie hat sich zum
Ziel gesetzt, „hohen gesellschaftlichen
und politischen Druck aufzubauen,
um so die Planungen abzuwehren“. Sie
verweist auf den Widerstand im Badi-
schen und befürchtet, dass deswegen
am Ende der Variantenprüfung eine
der beiden Trassen durch die Vorder-
pfalz ausgewählt wird.

Bemerkenswerte Antworten
In dieser Gemengelage haben Volker
Ziesling und Tilman Otto, die Sprecher
der BI, Anfang August eine Umfrage
unter den Fraktionen gestartet und
um Rückmeldung bis Ende August ge-
beten. Die Positionen der Fraktionen
möchte die BI „im Sinne der Transpa-
renz für die Bürgerinnen und Bürger
im Hinblick auf die im kommenden
Jahr anstehenden Kommunal- und
Europawahlen“ veröffentlichen. Bis zu
Beginn dieser Woche haben rund 25
Prozent der angeschriebenen Fraktio-
nen aus Ludwigshafen und Speyer so-
wie den betroffenen Kommunen im
Rhein-Pfalz-Kreis der BI geantwortet.
Sprecher Volker Ziesling wertet das
auf RHEINPFALZ-Anfrage aufgrund
der Ferien und der damit verbunde-
nen Sitzungspause als eine gute Reso-
nanz. Nichtsdestotrotz wurde die Frist
für die Rückmeldungen verlängert.

Die Bürgerinitiative David hat sich zum Ziel gesetzt, eine von der Deutschen Bahn in Erwägung
gezogene Güterbahntrasse durch die Vorderpfalz zu verhindern. Dafür will sie die Kommunalpolitik
hinter sich wissen und hat eine Umfrage gestartet. Der Rücklauf ist noch verhalten.

Ziesling nimmt aus den vorliegen-
den Antworten mit, dass das Engage-
ment der Bürgerinitiative geschätzt
wird. Quer durch alle politischen La-
ger sei der BI Unterstützung zugesagt
worden, sagt Ziesling, der für die Grü-
nen im Speyerer Stadtrat sitzt. Als be-
merkenswert bezeichnet er die Rück-
meldung von Fraktionen, dass sie erst
durch die Arbeit der BI und die Medien
von dem Projekt erfahren hätten. Zu-
dem wundert den Speyerer, dass es
aus dem Ludwigshafener Stadtrat bis-
lang nur die Antwort der Grünen-
Fraktion gibt. Diese merkt – wie ande-
re Parteien – an, dass der Grundgedan-
ke hinter der Planung, Güter von der
Straße auf die Schiene zu verlagern,
nicht falsch sei. Hinter den bislang ver-
haltenen Reaktionen aus Ludwigsha-
fen vermutet der BI-Sprecher, dass das
Thema in der Stadt noch nicht so prä-
sent sei. Ziesling verwundert das, weil
die BI befürchtet, dass bei einem Tun-
nelbau unter Ludwigshafen angesichts
der Altlasten im Boden Grundwasser-
probleme auftreten könnten.

„Größte Katastrophe“
Eine Güterbahntrasse durch die Vor-
derpfalz und südlich von Otterstadt
wird auch dort als „größte denkbare
Katastrophe“ angesehen, wie es CDU-
Fraktionschef Lothar Ritthaler aus-
drückt. Er weist darauf hin, dass die
Trasse über wertvolles Ackerland ver-
laufen würde, das 2021 Thema eines
Bürgerentscheids war. Dabei hat sich
eine Mehrheit der Otterstadter gegen
ein dortiges Gewerbegebiet und damit
gegen eine Flächenversiegelung aus-
gesprochen. Angesichts der in den
Raum gestellten Güterbahntrasse sage
mancher Otterstadter jetzt, dass ein
Gewerbegebiet das kleinere Übel ge-
wesen wäre, berichtet Ritthaler.

Die Otterstadter BIO-Fraktion will
der BI laut ihrer Fraktionsvorsitzen-
den Birgid Daum zum jetzigen Zeit-
punkt keine Antworten auf deren Fra-
gen geben, weil sie erst die Ergebnisse
eines Planungsbüros und die Diskussi-
on in den politischen Gremien abwar-
ten möchte. Außerdem fordert sie eine

Einwohnerversammlung. Speyer, Ot-
terstadt und Waldsee haben das Pla-
nungsbüro Firu beauftragt, Raumwi-
derstände, die gegen die Trassen spre-
chen, zu prüfen. Laut Otterstadts Bei-
geordnetem Jürgen Zimmer (partei-
los) fallen für Otterstadt und Waldsee
Kosten von rund 18.000 Euro an, die
sich die Kommunen teilen wollen.
Zimmer fordert, dass sich auch die
Verbandsgemeinde Rheinauen an den
Kosten beteiligt.

In der Verbandsgemeinde Römer-
berg-Dudenhofen lässt laut Bürger-
meisterin Silke Schmitt-Makdice
(SPD) die Verbandsgemeinde für Du-
denhofen und Römerberg die Auswir-
kungen einer solchen Trasse prüfen
und hat dafür ebenfalls die Firma Firu
zurate gezogen. Schmitt-Makdice
glaubt, dass die Bahn den Weg des ge-
ringsten Widerstands gehen werde
und hält es nicht für unrealistisch,
dass eine Trasse eines Tages durch die
Vorderpfalz gebaut wird. Für die Bür-
ger möchte sie daher das Bestmögli-
che herausholen.

Realistisch oder unrealistisch?
In Neuhofen wurde kein Planungsbü-
ro mit einem Gutachten beauftragt.
Ortsbürgermeister Ralf Marohn (FDP)
begründet dies damit, dass die Trasse
näher an der Limburgerhofer Wohn-
bebauung verlaufe und die Gemeinde
die Gründe, die dagegen sprechen, von
einem Büro erörtern lasse. Diese tref-
fen auch auf Neuhofen zu und werden
von der Gemeinde bei der Bahn vorge-
bracht, sagt Marohn und fügt mit Blick
auf die Kosten hinzu: „Wir brauchen
nicht noch ein Gutachten.“ Für die BI
haben die Ratsfraktionen und der
Ortsbürgermeister eine gemeinsame
Stellungnahme erarbeitet. Darin beto-
nen sie, dass die Lebensqualität in
Neuhofen erhalten bleiben muss. Ma-
rohn mahnt grundsätzlich zu Sach-
lichkeit und weniger Panik und Angst.
Wer die Überlegungen der Bahn be-
trachte, komme mit realistischem
Sachverstand zu dem Schluss, dass die
Varianten durch die Vorderpfalz mit
der Untertunnelung von Mannheim,
Ludwigshafen und im weiteren Stre-
ckenverlauf vielleicht auch von Mech-
tersheim zwar theoretisch technisch
möglich wären, aber wirtschaftlich
und pragmatisch nicht sinnvoll seien.
Im Badischen könnten dagegen Tun-
nel gebaut werden – in Bereichen, in
denen der Naturschutz als Argument
gegen eine Trasse vorgebracht wird,
sagt Marohn. Er vertritt die Auffas-
sung, dass die pfälzischen Trassen nur
ins Spiel gebracht wurden, weil die
Bahn im Planungsverfahren mehrere
Varianten prüfen muss. Das sei not-
wendig, um – im Fall von Klagen vor
Gericht – vortragen zu können, dass
die ausgewählte Variante die einzig
machbare ist. „Sollte meine Theorie
nicht zutreffen und eine vorderpfälzi-
sche Trasse favorisiert werden, kön-
nen wir immer noch gegen das Projekt
klagen, wenn der Planfeststellungsbe-
schluss vorliegt“, sagt Marohn.

Detlef Schneider, Büroleiter der Ver-
bandsgemeindeverwaltung Rhein-
auen, macht ebenfalls darauf aufmerk-
sam, dass das Projekt noch in einem
relativ frühen Planungsstadium und
noch nichts entschieden sei. Für die
Verbandsgemeinde und die Ortsge-
meinde Waldsee seien ebenfalls abge-
stimmte Stellungnahmen für die BI
vorgesehen. Der Verbandsgemeinde-
rat werde Ende September entschei-
den, wie die Antwort an die BI ausfällt.
Schneider betont, dass der Schutz der
Bürger an erster Stelle stehe, sich die
Verwaltung und die Kommunalpolitik
aber nicht treiben lassen wolle.

Speyerer Umland: Autofahrer
gefährdet Verkehrsteilnehmer
Ein in Schlangenlinien fahrendes Auto
auf der Holidayparkstraße in Richtung
Aumühle haben am Donnerstag gegen
16.30 Uhr mehrere Verkehrsteilnehmer
der Polizei gemeldet. Der Fahrer des
grauen Ford überfuhr mehrfach die Mit-
tellinie, sodass entgegenkommende
Fahrzeuge ausweichen mussten, um ei-
nen Zusammenstoß zu vermeiden. Zeit-
weise blieb das Auto im Einmündungs-
bereich der B39 stehen. Als die Beamten
den 58-jährigen Fahrzeugführer später
kontrollierten, stellten sie fest, dass er
aufgrund seines gesundheitlichen Zu-
standes nicht in der Lage war, Auto zu
fahren. Sein Führerschein wurde be-
schlagnahmt und seine Fahrzeugschlüs-
sel sichergestellt. Zeugen werden gebe-
ten, sich bei der Polizei Speyer unter Te-
lefon 06232 1370 oder per E-Mail an pi-
speyer@polizei.rlp.de zu melden. |tbg

Altrip: Mann sprüht mit
Reizgas auf Passanten
Ein unbekannter Mann ist am Donners-
tagabend aus dem Gebüsch auf die Stra-
ße „An der Fähre“ in Altrip gesprungen,
als ein 54-jähriger E-Scooter-Fahrer und
ein 47-jähriger Radfahrer dort in Rich-
tung Ortsmitte unterwegs waren. Wie
die Polizei weiter berichtet, sprühte der
Unbekannte mit einem Reizgas in Rich-
tung der beiden Männer und rannte
weg. Der 54-Jährige erlitt eine Atem-
wegsreizung. Der Täter war wohl ein Ju-
gendlicher, der schwarze Bermuda-
Shorts trug und ein weißesT-Shirt. Er war
maskiert. |btw

BLAULICHT EINGEKREIST
PARKPLÄTZE
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Auf die Länge
kommt es an
Mit dem Wohnwagen oder Reisemo-
bil zu verreisen ist sicher ein schönes
Hobby, ebenso wie Pferdehaltung
oder Bootfahren. Allen drei ist ge-
meinsam, dass man dafür mitunter
sperrige Fahrzeuge benötigt. Nur wo-
hin mit diesen, wenn man kein großes
Grundstück besitzt. Ein nettes Plätz-
chen für ihre Caravane sowie Pferde-
transport- und Bootsanhänger fan-
den einige Römerberger bislang in
der Heiligensteiner Schillerstraße. Al-
lerdings zum Unmut der Nachbar-
schaft. Nicht nur dass Anwohner und
Eltern von Kita-Kindern oft keinen
Platz mehr fanden. Manche der für
längere Zeit dort abgestellten Fahr-
zeuge waren so lang, dass sie den
Durchgang am Gehweg versperrten
oder die Anhängerdeichseln auf die
Straße ragten. „Reklamationen führ-
ten nur kurzfristig zu einer Entlas-
tung. Die Fahrzeuge wurden einfach
in andere Straßen umgeparkt und
nach 14 Tagen wieder auf ihren vor-
maligen Platz gestellt“, beklagt Kurt
Benz, der in der Nähe wohnt. Doch
seit einigen Tagen hat sich die Situati-
on plötzlich deutlich verbessert. Rats-
mitglied Günter Walburg (CDU) habe
sich dafür eingesetzt, lobt der Anwoh-
ner. An den Enden der Parkplätze ein-
betonierte Absperrungen sorgen nun

dafür, dass der dahinterliegende Geh-
weg frei bleibt. Ein neues Schild
macht zudem klar, dass hier Pkw par-
ken sollen. Alles gut also: Nicht ganz,
denn manch einer stellt seinen An-
hänger nun am Straßenrand ab – zum
erneuten Verdruss der betroffenen
Anwohner. |zin

SCHULANFANG
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Rebellisch gegen
Normierungswut
Die deutsche Normierungswut
nimmt bisweilen groteske Züge an.
Das Schlimme ist, dass das auch in die
Ecken des Lebens reicht, die doch ei-
gentlich auf das bunte Leben vorbe-
reiten sollen: in die Schulen. Wer in
den vergangenen Wochen die Schul-
materialien zusammengestellt hat,
weiß, wovon ich rede. Für alle ande-
ren – hier ein Exkurs: Falls Sie näm-
lich tatsächlich dachten, es gibt ka-
rierte und linierte Hefte und Blöcke,
was kann da schon so kompliziert
sein? Dann muss ich Sie in die harte
Schulrealität entführen. Es gibt ka-
rierte Blätter/Hefte, karierte mit ei-
nem karierten Rand links, karierte
mit kariertem Rand beidseitig und
karierte mit einem Blanko-Rand.
Selbstredend, dass es das gleiche
auch für die Linien-Variation gibt.
Schnellhefter ist auch nicht gleich
Schnellhefter: Sie müssen in be-
stimmten Farben, Rückenbreiten, Lo-
chungen und Materialausführungen
besorgt werden. Darin müssen dann
Register mit fünf, acht oder zehn Un-
terteilungen plus eine exakte Anzahl
an Klarsichtfolien eingeheftet wer-
den. Gefühlt jeder Lehrer hat seine
Vorlieben. Und Eltern rennen ver-
zweifelt durch die Schreibwarenlä-
den und wollen sich nur noch ins Ta-
cker-Regal stürzen. Ich für meinen
Teil war rebellisch: Der karierte Block
meiner Kinder hat nur einen Rand,
anstatt zwei … |doo

Ein schönes Wochenende wünschen
Timo Leszinski und Doreen Reber

LANDNOTIZEN

HARTHAUSEN. Der Bauausschuss
der Ortsgemeinde Harthausen hat
einer Bauvoranfrage des Vereins
Leuchtfeuer aus Neustadt eine Absa-
ge erteilt. Dieser hätte gerne eine Na-
turschule auf einem Grundstück zwi-
schen Harthausen und Hanhofen ge-
gründet. Schulunterricht hätte dort in
Tipis stattfinden sollen, auch Bauwa-
gen waren vorgesehen. Aus Natur-
schutzgründen hatte die Verwaltung
empfohlen, die Pläne abzulehnen.
Wie Ortsbürgermeister Harald Löffler
(CDU) auf Anfrage mitteilt, werde das
Thema aber noch einmal im Ortsge-
meinderat behandelt. Dies sei bei
Bausachen, die den Außenbereich be-
treffen, so vorgesehen. |zin

Gemeindefest rund
um die Platane
WALDSEE. Die protestantische Kir-
chengemeinde Waldsee-Otterstadt
lädt für heute, Samstag, zum Gemein-
defest unter der Platane rund um die
protestantische Kirche in Waldsee ein.
Um 15 Uhr findet ein Familiengottes-
dienst statt. Im Anschluss gibt es Kaf-
fee und Kuchen sowie einen Ehren-
tisch für die goldenen Konfirmanden
der Jahrgänge 1971 bis 1973. Im Kin-
dergarten „Regenbogen“ wird ein Kin-
derspielprogramm angeboten. Ab 18
Uhr spielt „Ticket to the Moon“. |krx

Mit Grünen-Abgeordnetem
Politik diskutieren
OTTERSTADT. Am Montag, 11. Sep-
tember, kommt Grünen-Bundestags-
abgeordneter Armin Grau nach Otter-
stadt. Er will sich ab 19 Uhr im Remigi-
ushaus mit Bürgern und den Grünen-
Ratsmitgliedern aus Waldsee und Ot-
terstadt Helmut Klauß und Eckhard
Sans über aktuelle Entwicklungen im
Land und vor Ort austauschen. Unter
anderem soll es um das Aktionspro-
gramm Natürlicher Klimaschutz des
Bundes und die geplanten Erdölboh-
rungen in Otterstadt gehen. |rhp

Naturschule:
Pläne abgelehnt

Fassott und Krüger
distanzieren sich
VG RHEINAUEN. Bürgermeister im
Rhein-Pfalz-Kreis haben über einen
Brandbrief ans Land einen Aufnah-
mestopp von Flüchtlingen gefor-
dert. Einige Kollegen sind anderer
Meinung. Nach Ilona Volk (Grüne,
Schifferstadt) und Thorsten Leva
(SPD, Mutterstadt) distanziert sich
auch Patrick Fassott (SPD) davon.

Der Bürgermeister der Verbandsge-
meinde Rheinauen und sein Erster
Beigeordneter Toni Krüger (Grüne)
beklagen den Abstimmungsprozess.
Sie hätten gerne die Möglichkeit ge-
habt, Einwände und Änderungen vor-
zubringen. Beide waren allerdings
nicht in der Bürgermeisterdienstbe-
sprechung, bei der ihre Kollegen be-
schlossen hatten, den Brandbrief zu
verfassen, der ans Integrationsminis-
terium in Mainz verschickt wurde. In
ihrer Stellungnahme heißt es: „Uns
ist wichtig, in einen sach- und lö-
sungsorientierten konstruktiven Dia-
log mit der Landesregierung zu ge-
hen, um gemeinsam Lösungen für die
akuten Probleme bezüglich der Auf-
nahme von Flüchtlingen und deren
Integration zu finden. Wir benötigen
Hilfe und Unterstützung bei der
Wohnraumfindung, bei der personel-
len Ausstattung zur Betreuung der
Hilfesuchenden, bei der Ausstattung
der Betreuungsinfrastruktur in den
Kitas einschließlich der fachspezifi-
schen personellen Ausstattung und
bei der Sprachförderung und Integra-
tion in den Schulen.“

Mit dieser Meinung sind sie gar
nicht weit entfernt von den Kollegen,
die den Brandbrief unterstützen, al-
lerdings sagen Fassott und Krüger:
„Die bloße Forderung nach einem
Aufnahmestopp und konsequenter
Abschiebung löst vorgenannte Prob-
leme nicht, und wird von uns auch
nicht unterstützt. Zumal die Aufnah-
me und die Rückführung in Deutsch-
land gesetzlich klar geregelt ist.“

Brandbrief umstritten – Klare Worte aus Mainz
Die Folge des

Brandbriefs ans Mi-
nisterium: Landrat
Clemens Körner
(CDU), der das
Schreiben der Bür-
germeister weiter-
geleitet hatte, hat für
Vertreter des Rhein-
Pfalz-Kreises eine
Einladung für ein Ge-
spräch nach Mainz
erhalten. Gleichzei-
tig kommen von dort
klare Worte: „Das
Land und die Kom-
munen sind gesetz-
lich zur Aufnahme
der ihnen zugewie-
senen geflüchteten
Menschen verpflich-
tet. Die Aufnahme
der großen Zahl an
Asylbegehrenden
stellt das Land und
die Kommunen vor
große Herausforde-
rungen. Die Heraus-
forderungen sind
nur gemeinsam zu

bewältigen und sie müssen bewältigt
werden“, wird Integrationsministe-
rin Katharina Binz (Grüne) in einer
Stellungnahme zitiert.

Nach dem Hacker-Angriff sei der
Rhein-Pfalz-Kreis „in besonderem
Maße“ durch das Integrationsminis-
terium unterstützt worden. „So wur-
de die Verteilung aus den Aufnahme-
einrichtungen des Landes in den
Rhein-Pfalz-Kreis von November
2022 bis Mai 2023, also sieben Mona-
te lang, ausgesetzt“, erklärt Binz. Ak-
tuell habe der Rhein-Pfalz-Kreis 69
Personen weniger aufgenommen, als
er gemäß der landesweiten Vertei-
lung aufnehmen muss. Dabei sei eine
„eine gleichmäßige Verteilung der
geflüchteten Menschen im Land fair
und solidarisch“. |btw

HARTHAUSEN
Pfälzerwald-Verein. Fahrt zum Wander-
tag des Odenwaldklubs Neckarbischofs-
heim am Sonntag, 10. September. Ab-
fahrt: Harthausen Tabakschuppen 8 Uhr,
Dudenhofen Adler 8.10 Uhr, Speyer Du-
denhofer Straße 8.15 Uhr, Speyer Landau-
er Straße 8.20 Uhr. Es sind noch einige
Plätze frei. Anmeldungen auch für Nicht-
Mitglieder noch möglich bis Samstag, 18
Uhr, unter Telefon 0176 70735902. |rhp
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In der Vorderpfalz nicht erwünscht: Güterverkehr in der Nähe von Wohnbebauung. Das Foto zeigt einen Güterzug,
der an Häusern von Sankt Goarshausen im Mittelrheintal vorbeifährt. FOTO: DPA

KOMMENTAR

Nur im Dialog
geht’s voran

Die Bürgerinitiative, die keine
Güterbahntrasse durch die Vorder-
pfalz will, leistet wichtige Vorarbeit,

muss aber behutsam vorgehen.

Die Umfrage der Bürgerinitiative
(BI) unter den politischen Fraktio-
nen in der Vorderpfalz ist Mitglie-
dern aller Parteien sauer aufgesto-
ßen. Auslöser war der Hinweis der
BI, die Stellungnahmen vor den
Kommunalwahlen zu veröffentli-
chen. Die gewählten Volksvertre-
ter fürchten, dass damit Stimmung
gemacht und zwischen Freund und
Feind unterschieden werden sollte.
Die Konsequenz: Parteien hielten
sich zurück oder veröffentlichten
ihre Stellungnahmen abgestimmt.

Noch steht nicht fest, wo eine
neue Güterbahntrasse gebaut
wird. Die Angst, dass die Deutsche
Bahn ihre Entscheidung vom Wi-
derstand vor Ort abhängig macht,
darf und muss in Frage gestellt
werden. Die Bahn muss berück-
sichtigen, dass es bei einem sol-
chen Großprojekt weniger um
Partikularinteressen geht, sondern
um das große Ganze – einen wich-
tigen Transportabschnitt in Europa
und dessen Zukunftsfähigkeit.

Wer sich mit der Planung be-
schäftigt, dem erscheint es uto-
pisch, dass sich die Bahn ange-
sichts des Aufwands und der Kos-
ten für eine Trasse durch die Vor-
derpfalz entscheidet und dafür
mindestens zwei Städte untertun-
nelt. Zumal sie selbst informiert,
dass Siedlungsgebiete den höchs-
ten Raumwiderstand darstellen
und für die vorderpfälzischen Vari-
anten noch zwei zusätzliche Güter-
gleise in Mannheim gebaut wer-
den müssten.

Nichtsdestotrotz ist den Bürgern
vor Ort wichtig, dass Informatio-
nen zur Verfügung gestellt werden,
Gespräche stattfinden und der Wi-
derstand deutlich gemacht wird.
BI-Sprecher Volker Ziesling versi-
chert, dass die Bürgerinitiative
weiter den Dialog mit Bürgern und
der Politik suchen möchte. Das so-
wie Sachlichkeit sind der richtige
Weg.
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Parkplatz: Lange Wohnwagen und
Anhänger passen hier nicht mehr
hin. FOTO: BENZ/GRATIS

Fassott FOTO: LENZ

Krüger FOTO: LENZ

Binz FOTO: DPA




